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Mietwagen nicht verkehrssicher:  
90.000 Euro Schmerzensgeld
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main verurteilte ein Mietwagenunternehmen 
u.a. dazu, ein Schmerzensgeld von 90.000 Euro zu zahlen. Denn der Mietwagen war nicht ver­
kehrssicher und die klagende Mieterin hatte schwerste Verletzungen bei einem Verkehrsun­
fall mit diesem Fahrzeug erlitten.  |

Die verschuldensunabhängige Garantiehaftung des Vermieters für anfängliche Mängel der 
Mietsache kann für die Verletzung von Kardinalspflichten nicht durch Allgemeine Geschäfts­
bedingungen (AGB) ausgeschlossen werden. Zu diesen Kardinalpflichten gehört beim Miet­
wagenvertrag, ein Fahrzeug zu überlassen, dessen technischer Zustand das sichere Fahren 
insbesondere durch funktionsfähige Lenkung und Bremsen gewährleistet.

Das war geschehen
Die Beklagte betrieb eine gewerbliche Autovermietung. Als gewerbliche Stammkundin mietete 
die Klägerin bei der Beklagten für eine Woche ein Fahrzeug. Nach den Mietvertragsbedingun­
gen haftete die Beklagte für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers und der  
Gesundheit der Mieter nur bei grobem Verschulden oder fahrlässigen Pflichtverletzungen.

Auf dem Hinweg informierte die Klägerin die Beklagte, dass sie Probleme habe, in den zweiten 
Gang zu schalten. Auf der Rückfahrt geriet das Fahrzeug – während die Klägerin versuchte, die 
geöffnete Seitenscheibe hochzukurbeln und hierzu ihre linke Hand vom Steuer nahm – plötzlich 
ins Schleudern. Gegenlenken war nicht möglich. Das Fahrzeug schleuderte weiter, schaukelte 
sich auf, kippte nach links und rutschte über die linke Seite über den Fahrbahnrand hinaus in 
eine Grünfläche. Beim Umkippen des Mietfahrzeugs geriet der linke Arm der Klägerin durch 
das Fenster und wurde abgetrennt. Die Klägerin erlitt durch den Unfall schwerste Verletzungen. 
Eine Replantation des Armes war nicht möglich.

Hohe Schmerzensgeldforderung
Die Klägerin begehrt Schmerzensgeld in Höhe von 120.000 Euro, eine Schmerzensgeldrente 
und die Feststellung der Einstandspflicht für zukünftige Schäden wegen des Verkehrsunfalls. 
Das Landgericht (LG) hatte die Klage abgewiesen. Die Berufung der Klägerin hatte beim OLG 
überwiegend Erfolg. Die Klägerin könne Schadenersatz verlangen, da das gemietete Fahrzeug 
mangelhaft gewesen sei, so das OLG. Im Kardangelenk der unteren Lenksäule sei ein Lager 
bereits bei Fertigung nicht richtig verbaut worden. Gemäß den Ausführungen des Sachverstän­
digen sei damit das Fahrzeug von Anfang an „prinzipiell nicht verkehrssicher“ gewesen. Das 
Kreuzgelenk habe sich während der gesamten Laufleistung aus der Lageraufnahme heraus­
gearbeitet und sei dann plötzlich während der Fahrt der Klägerin herausgesprungen. Für die­
sen von der Beklagten nicht verschuldeten Mangel des Fahrzeugs hafte sie dennoch. Der Unfall 
sei durch den Mangel verursacht worden.

Kardinalsplicht: Fahrzeug muss verkehrssicher sein!
Die Beklagte könne sich nicht auf den vereinbarten Haftungsausschluss für unverschuldete 
Schäden berufen. Kraft Gesetzes hafte der Vermieter auch für unverschuldete Mängel der Miet­
sache, soweit sie bereits bei Vertragsschluss bestanden. Diese verschuldensunabhängige  
gesetzliche Haftung könne zwar grundsätzlich durch AGB ausgeschlossen werden. Dies gelte 
aber nicht, wenn sich der Haftungsausschluss auf Schäden im Zusammenhang mit der Verlet­
zung einer sog. Kardinalspflicht, also einer wesentlichen Pflicht, des Vermieters beziehe. Zu 
diesen Kardinalspflichten gehöre es, ein verkehrssicheres Fahrzeug zu vermieten, bei dem  
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Sind zwölf Monate Standzeit tagesgenau zu betrachten?
|  Der vom Bundesgerichtshof (BGH) vorgegebene Zwölf-Monats-Zeitraum zwischen Produk-
tion und Verkauf eines Fahrzeugs, nach dessen Verstreichen das Fahrzeug die Eigenschaft 
„fabrikneu“ verliert, ist nicht tagesgenau zu verstehen. Ist er zum Verkaufszeitpunkt um zwei 
Tage überschritten, schadet das nicht. So entschied jetzt das Oberlandesgericht (OLG) Frank-
furt a. M. – anders als noch das Landgericht (LG) Gießen als Vorinstanz.  |

Das sehen die OLG aber durchaus unterschiedlich. Während das OLG Düsseldorf ebenso flexibel 
ist (Urteil vom 24.10.05, I-1 U 84/05), wie das OLG Frankfurt a. M., befürwortet das OLG Hamm 
die tagesgenaue Anwendung (Urteil vom 16.8.16, 1-28 U 140/15). Hier sei die Rechtssicherheit 
entscheidend.

Der Fall des OLG Hamm lag jedoch genau andersherum: Es fehlten noch wenige Tage, der  
Käufer wollte dennoch bereits „aussteigen“.

QUELLE  |  OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 3.8.2021, 5 U 84/20, Abruf-Nr. 226614 unter www.iww.de

insbesondere Lenkung und Bremsen funktionsfähig seien. Der Mieter würde unangemessen 
entgegen Treu und Glauben benachteiligt, wenn die Klausel auch Schäden aus der Verletzung 
derartiger im Gegenseitigkeitsverhältnis stehenden Hauptleistungspflichten des Vermieters 
umfassen würde. Den typischen Vertragszweck prägende Pflichten dürften nicht durch einen 
Haftungsausschluss ausgehöhlt werden. Das Fahren im Straßenverkehr mit hoher Geschwin-
digkeit begründe stets eine latente erhebliche Gefahr für Leib und Leben der Insassen. Ein 
Mieter müsse sich darauf verlassen können, dass das ihm anvertraute Fahrzeug verkehrstüch-
tig und frei von solchen Mängeln ist, die eine erhebliche Gefahr für ihn begründen könnten.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Mit der Nichtzulassungsbeschwerde kann die Beklag-
te die Zulassung der Revision beim Bundesgerichtshof (BGH) beantragen.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 30.12.2021, 2 U 28/21, PM vom 24.1.2022 

REPARATURKOSTEN

Wenn die Werkstatt ein eigenes Fahrzeug fiktiv abrechnet
|  Rechnet der Geschädigte, der selbst eine Kfz-Reparaturwerkstatt betreibt, den Unfall
schaden am werkstatteigenen Fahrzeug fiktiv ab, scheidet ein Abzug eines Pauschalbetrags 
als nicht zu erstattender Unternehmergewinn aus. So entschied das Landgericht (LG)  
Osnabrück und bestätigte damit nun das Amtsgericht (AG) Lingen.  |

Das Gericht: Bei der konkreten Abrechnung kommt es darauf an, ob die Werkstatt während der 
Reparatur ausgelastet war. Da bei der fiktiven Abrechnung ein Reparaturzeitraum nicht  
bestimmbar ist, könne die Auslastungsfrage nicht geprüft werden.

QUELLE  |  LG Osnabrück, Beschluss vom 1.12.2021, 4 S 72/21, Abruf-Nr. 226752 unter www.iww.de; AG Lingen, Urteil vom 
23.2.2021, 4 C 164/20, Abruf-Nr. 220968 unter www.iww.de



MONATSRUNDSCHREIBEN� 04-2022

Verkehrsrecht

SCHADENERSATZ

Unfall auf dem Supermarktparkplatz
|  Das Amtsgericht (AG) München hat jetzt die Klage einer Fahrzeughalterin gegen einen  
Autofahrer und dessen Kfz-Versicherung abgewiesen. Der zugrundeliegende Unfall auf  
einem Supermarktparkplatz wies einige Besonderheiten auf.  |

Das war geschehen
Der VW der Klägerin war in einer Parkbucht auf dem Parkplatz eines Supermarkts abgestellt. 
Auf dem Fahrersitz saß der Ehemann der Klägerin. Der Beklagte parkte mit einem Opel in die 
Parkbucht links daneben ein und stieß dabei mit der geöffnete Fahrertür des VW zusammen.

Die Klägerin macht restliche Schadenersatzansprüche unter Berücksichtigung einer teilweisen 
vorgerichtlichen Regulierung durch die mitbeklagte Versicherung geltend. Ihr Argument: Die 
Fahrertür ihres Autos sei bereits mehrere Minuten erkennbar geöffnet gewesen, sodass die 
Kollision für ihren Mann unvermeidbar gewesen sei.

Die Beklagten behaupten hingegen, die Tür des VW sei noch geschlossen gewesen, als der Opel 
ordnungsgemäß in die freie Parklücke daneben eingefahren sei. Währenddessen sei die Fahrer-
tür des VW plötzlich und unvermittelt geöffnet und gegen das Beklagtenfahrzeug gestoßen wor-
den; die Klagepartei würde daher allein für die Schäden haften und habe im Rahmen der vorge-
richtlichen hälftigen Regulierung bereits mehr erhalten, als ihr zustehe.

Amtsgericht: alleiniges Verschulden der Klägerin
Das AG gab nach der Beweisaufnahme der Beklagtenseite Recht. Dass die Tür des VW bereits 
für mehrere Minuten offen gestanden hatte, konnte dabei nicht nachgewiesen werden. Nicht 
weiterhelfen konnte insbesondere die Aussage der unbeteiligten Zeugin, die sich zu erinnern 
meinte, dass die Tür insgesamt nur 5 cm aufgestanden habe – nach dem Sachverständigen
gutachten musste die Tür bei der Kollision hingegen 60 bis 70 cm geöffnet gewesen sein. Auch 
vermeintliche Erinnerungen der Zeugin zur Geschwindigkeit wurden mit dem Sachverständi-
gengutachten widerlegt. Die Angaben des Ehemanns der Klägerin und des Beklagten wider-
sprachen sich, ohne dass das Gericht den einen oder anderen Angaben einen höheren Erkennt-
niswert zumessen konnte.

Das AG hat der Entscheidung eine alleinige Haftung der Klagepartei zugrunde gelegt. Für eine 
schuldhafte Sorgfaltspflichtverletzung des Türöffners – hier des Fahrers des Klägerfahrzeugs 
– spricht der Beweis des ersten Anscheins. Wer in ein Fahrzeug ein- oder aussteigt, muss sich 
so verhalten, dass eine Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist. Diese 
Sorgfaltsanforderung gilt für die gesamte Dauer eines Ein- oder Aussteigens, also für alle  
Vorgänge, die in einem unmittelbaren zeitlichen und örtlichen Zusammenhang damit stehen, 
wobei der Vorgang des Einsteigens erst mit dem Schließen der Fahrzeugtür, der Vorgang des 
Aussteigens erst mit dem Schließen der Fahrzeugtür und dem Verlassen der Fahrbahn beendet 
ist. Dieser Grundsatz war hier nach dem AG zu berücksichtigen. Dies gelte umso mehr, als auf 
einem Parkplatz für jeden Benutzer jederzeit mit Ein- und Aussteigevorgängen sowie mit  
Ein-, Auspark- und Rangiermanövern zu rechnen ist, sodass grundsätzlich erhöhtes Augen-
merk auf derartige Vorgänge zu legen ist.

Ein Verschulden des Fahrers des Klägerfahrzeugs an der Kollision stand für das AG nach all 
dem fest. Auch ein – hier nicht nachgewiesenes – über mehrere Minuten andauerndes Offen
stehenlassen einer Fahrzeugtür auf einem Parkplatzgelände ist erheblich risikobehaftet und 
vor dem Hintergrund der o. g. Pflichten zur wechselseitigen Rücksichtnahme sorgfaltswidrig.

QUELLE  |  AG München, Urteil vom 27.10.2021, 343 C 106/21, PM 2/22 vom 14.1.2022


